
Montag, 15. Februar 2016 / Nr. 37  Neue Luzerner Zeitung  Neue Zuger Zeitung  Neue Nidwaldner Zeitung  Neue Obwaldner Zeitung  Neue Urner Zeitung  Kanton Luzern  15

Höhere Kosten und mehr Bürokratie

Europa steht ein heisses Jahr 
bevor, was die Asylproblematik 
angeht. So rechnet das Staats-
sekretariat für Migration (SEM) 

allein für die Schweiz mit 40 000 Asyl-
bewerbern in diesem Jahr. Zum Ver-
gleich: Für 2015 prognostizierte das 
SEM knapp 30 000 Asylbewerber, ge-
kommen sind dann rund 10 000 Per-
sonen mehr. Der Kanton Luzern muss 
gemäss dem nationalen Verteilschlüssel 
4,9 Prozent dieser Flüchtlinge aufneh-
men. Per Ende 2015 lebten 1799 Asyl-
bewerber und 2268 vorläufig Aufge-
nommene und anerkannte Flüchtlinge 
im Kanton. Ein Plus von 1293 Personen 
gegenüber dem Vorjahr. Dies führte 
dazu, dass der Kanton an seine Gren-
zen kam, die Gemeinden ebenso. Im-
mer mehr Zivilschutzanlagen müssen 
dieser Tage als Notunterkünfte dienen.

In diese angespannte Lage fällt nun 
die Abstimmung vom 28. Februar über 
die kantonale SVP-Initiative «Für eine 
bürgernahe Asylpolitik». Das Begehren 
verlangt, dass die Gemeinden mehr Mit-
spracherecht bei Asylfragen erhalten und 
sie von den finanziellen Lasten befreit 
werden, die durch Asylbewerber ent-
stehen. Diese Forderung wurde einge-
baut, weil laut SVP-Kantonsrat und Mit-
initiant Räto Camenisch ein Grossteil der 
Flüchtlinge nach zehn Jahren Sozialhilfe 
bezieht. Diese Kosten müssen ab dem 
10. Jahr von der Gemeinde übernommen 
werden. Das führe früher oder später zu 
Steuererhöhungen in den Gemeinden.

Zudem fordert die Initiative, dass 
Asylbewerber, die in Wohnungen unter-
gebracht sind, nach einem Jahr die 
Gemeinde wechseln müssen (Zent-
rumsbewohner, vorläufig Aufgenom-
mene und anerkannte Flüchtlinge sind 
davon ausgenommen). Dies, damit sie 
gemäss Camenisch «nicht verwurzelt 
werden und man sie später nicht mehr 
wegbringt». Die SVP erhofft sich da-
durch indirekt Druck auf die Verfah-
rensdauer. Weiter verlangt die Initiati-
ve, dass «die Sicherheit der Bevölkerung 
jederzeit gewährleistet ist». Im Initiativ-
katalog steht auch, dass die Gemeinden 
«deliktische oder renitente Asylbewer-
ber» und solche mit abgelehnten Ge-
suchen an den Kanton zurückweisen 
können. Camenisch argumentiert, dass 
die Bevölkerung zunehmend Angst 
habe und die Gemeinden dank der 
Initiative direkt auf den Kanton zuge-
hen können. Das Anliegen, dass Asyl-
zentren ausserhalb von Bauzonen er-
stellt werden können, wurde vom Bun-
desgericht für ungültig befunden.

Die Initiative nimmt berechtigte 
Anliegen auf. So besteht für die Ge-
meinden tatsächlich eine Gefahr bei 
den Sozialhilfekosten, wenn die Sozial-
hilfequote bei Flüchtlingen weiterhin 
so hoch bleibt. 2014 erhielten 81,2 Pro-
zent der vorläufig Aufgenommen und 
anerkannten Flüchtlinge Sozialhilfe 
(Ausgabe vom 22. Januar). Die Kosten 
könnten mit den momentanen Flücht-
lingszahlen in einigen Jahren drastisch 
steigen. Es ist aber der falsche Weg, 
nur den Kanton dafür bluten zu lassen. 
Vielmehr sollten Bund und Kanton 
mehr Mittel für die Integration der 
Flüchtlinge in den Arbeitsmarkt bereit-
stellen. Damit könnten Flüchtlinge 
besser ins Arbeitsleben integriert wer-

den, was schliesslich die Sozialhilfe-
kosten sinken lassen und damit die 
Gemeindekassen entlasten würde.

Das Volksbegehren enthält aber 
selber kostentreibende Forderungen. 
Wenn Asylbewerber nach einem Jahr 
in einer Gemeindewohnung in eine 
andere Gemeinde umzuziehen haben, 
führt dies unweigerlich zu mehr Ver-
waltungsaufwand bei den Gemeinden 
und beim Kanton, was wiederum zu 
mehr Kosten führt. Zudem müssen 
immer wieder neue Wohnungen ge-
funden werden, was bereits heute ein 
massives Problem darstellt – der Leer-
wohnungsbestand im Kanton liegt bei 
unter einem Prozent. Der Kanton muss 
damit vermehrt nach günstigen Woh-
nungen Ausschau halten. Dies hätte 
Folgen für Einheimische, die in be-
scheidenen finanziellen Verhältnissen 
leben, denn sie hätten weniger Chan-
cen auf eine solche Wohnung.

Diverse Forderungen der Initiative 
sind bereits heute erfüllt. So steht das 
Anliegen, dass die Sicherheit der Be-
völkerung gewährleistet ist, bereits in 
der Bundesverfassung. Auch bei krimi-
nellen oder renitenten Asylbewerbern 

handelt der Kanton heute schon. Wenn 
es Probleme gibt, greift er ein und ver-
setzt die Person, wenn nötig, in ein 
anderes Asylzentrum oder ordnet an-
dere Massnahmen an. Zudem können 
die Gemeinden bereits heute mitreden. 
Der Kanton steht im Dialog mit ihnen. 
Und auch die Bürger können ihre Mei-
nung kundtun, gibt es doch immer die 
Möglichkeit von Gemeindeinitiativen 
oder Petitionen.

Es ist unbestritten: Das Asylwesen in 
der Schweiz steht vor gewaltigen Heraus-
forderungen. Viele Bürger haben genug 
von den offenen Grenzen und dem nicht 
enden wollenden Ansturm nach Europa. 
Man kann der Luzerner SVP nicht vor-
werfen, dass sie die momentane Lage 
ausnützt, wurde die Initiative doch be-
reits vor drei Jahren eingereicht. Aber 
man wird den Eindruck nicht los, dass 
die Partei am Ziel vorbeischiesst. Die 
Initiative löst bei genauerer Betrachtung 
keine Probleme, sondern verursacht im 
Gegenteil neue. So wird sie die Luzerner 
Steuerzahler mehr kosten, sie wird die 
Bürokratie verstärken und den tiefen 
Leerwohnungsbestand verschärfen. Die 
Initiative wird von sämtlichen Luzerner 
Parteien – ausser der SVP – abgelehnt. 
Auch der Kantonsrat sagte mit 82 zu 26 
Stimmen Nein.

Die Asylproblematik muss zuerst 
national und international angegangen 
werden. Ein Ja zur kantonalen Initiative 
ist deswegen auch kein gerne zitiertes 
«Zeichensetzen», sondern legt den Be-
hörden im Gegenteil nur unnötig Steine 
in den Weg. Ausserdem: Durch die 
Initiative wird kein einziger Asylbewer-
ber weniger nach Luzern kommen.

matthias.stadler@luzernerzeitung.ch

Matthias Stadler, 
Ressort Kanton, 
über die SVP- 
Initiative «Für  
eine bürgernahe 
Asylpolitik»
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Sie will die Stärken der Schwachen hervorlocken
KOMIK Als «Lieselotte Lore-
ley» steht Ulrike Dempewolff 
Kranken und Schwachen bei. 
Vom gängigen Clown-Image 
distanziert sie sich.

Die rote Clown-Nase aufgetragen, ein 
bunter Hut und Rock, etwas Schminke, 
fertig. Das Kostüm ist schlicht, die Gestik 
dafür umso ausdrucksvoller. Je nach Si-
tuation ist «Lieselotte Loreley» aufgedreht 
und führt akrobatische Künste mit Jong-
lierbällen, Musik und Tanz vor, oder sie 
ist vorsichtig und einfühlsam. Gleich beim 
ersten Kontakt mit dem kranken oder 
altersgeschwächten Menschen entscheidet 
sich die Clownin für die Zugangsart. «Das 
erfordert Feingefühl, eine geschärfte Wahr-
nehmung, Spontanität – und Erfahrung», 
sagt Ulrike Dempewolff (61), die haupt-
beruflich als Clownin tätig und ausgebil-
dete Theaterpädagogin ist. Die rote Nase 
und die Figur der Clownin unterstützen 
zusätzlich das Spiel in den Situationen.

Seit 12 Jahren schlüpft die gebürtige 
Deutsche, die mit ihrer Frau in Rogg-
liswil wohnt, in die Rolle der Clownin. 
Einen bis zwei Nachmittage pro Woche 
tritt sie in Altersheimen auf, etwa in 
Obwalden. Auch als «Huusglon» besucht 
sie während gut einer Stunde schwer-
kranke oder behinderte Menschen.

Emotionen freien Lauf lassen
Dabei ist sie nicht nur lustig und 

witzig. «Ich möchte, dass die Menschen 
sich und ihre Stärken zeigen und dabei 
selber aktiv werden – und von sich aus 
mit mir singen oder tanzen.» Froh ist 
Ulrike Dempewolff etwa auch, wenn die 
wirklich Geschwächten kurz die Augen 
öffnen und lächeln.

Als Clownin schafft sie aber nicht bloss 
eine fröhliche Atmosphäre in einer oft 
leidvollen Situation. «Der Clown ist eine 
kindliche Figur, die es erlaubt, Emotionen 
freien Lauf zu lassen. Lachen und Weinen 
liegen dann oft nahe beieinander», sagt 
die studierte Gymnasiallehrerin. Da der 
Clown als Figur nicht an Konventionen 
gebunden sei und sich ganz dem Augen-
blick hingebe, könne er sich ausserge-
wöhnliche Freiheiten nehmen. 

Natürlich komme es vor, dass Betag-
te die Clownin «kindisch» finden. «Dann 
ziehe ich mich sofort zurück», erzählt 
sie. Schwierig sei, wenn ihr während 
des Spiels nichts mehr einfalle. «Dann 
hilft nur noch: Das Loch aushalten, sich 
anschauen lassen und warten, bis der 
nächste Impuls kommt.»

Drei Jahre in Clownschule
Ulrike Dempewolff hat sich an der 

Clownschule in Hannover während 

dreier Jahre mit der Kunst und dem 
Spiel des Clowns und mit der Komik 
beschäftigt. Sie ist selbstständig tätig 
und leitet freie Theatergruppen und 
bietet zudem Clown- und Theatersemi-
nare an. Ausserdem ist sie im Vorstand 
des schweizerischen Trägervereins 
«Huusglön». Das grosse Geld mache 
sie damit nicht, «aber ich kann davon 
leben», erklärt sie. Inspiriert wird sie 
vom Theaterschauen oder dem Spiel 
mit Berufskollegen. Ihre Vorbilder: 

Charlie Chaplin, Dimitri und Gardi 
Hutter. Die Arbeit erfülle sie – auch 
wenn sie mit dem Leid anderer Men-
schen konfrontiert wird. «Das belastet 
mich nur selten, im Gegenteil: Erleben, 
was das Spiel als Clownin bewirken 
kann und wie die Menschen aufblü-
hen, macht mich glücklich. Dann geht 
es mir nach der Arbeit oft besser als 
vorher.»

NIELS JOST 
niels.jost@luzernerzeitung.ch

Ulrike Dempewolff (61) ist seit zwölf Jahren als Clownin unterwegs.  
Hier ist sie mit Ruth Läubli im Altersheim Felsenheim in Sachseln zu sehen.

 Bild Roger Grütter

Auch krumme 
Rüebli munden

Ein Drittel der in der Schweiz 
produzierten Lebensmittel wird 

weggeworfen. Die ganze Misere be-
ginnt schon beim Ernten auf dem 
Feld. Alles, was nicht der gewollten 
Norm entspricht, wird aussortiert. 
Aber wieso? Auch krummes Ge-
müse schmeckt gut, vielleicht sogar 
noch besser als Normgemüse. 
Ausserdem kann ein besonders ge-
formtes Gemüse einem auch mal 
ein Lächeln ins Gesicht zaubern – in 
unserer von Gleichheit geprägten 
Gesellschaft.

Gleichberechtigung ist für uns 
wichtig, niemand soll diskriminiert 
werden. Doch genau das scheint 
für Obst und Gemüse nicht zu 
gelten. Rüebli X ist schnurgerade 
gewachsen und schön dick gewor-
den, sein Nachbar, Rüebli Y, setzt 
mehr auf Individualität und ent-
scheidet sich für eine gebogene 
Linie mit Verzweigung am unteren 
Ende. Beide sind ohne jegliche 
chemische Unterstützung gross ge-
worden und auch sonst nach den 
Kriterien eines Biobetriebes gehegt 
und gepflegt, so wie es heute immer 
gefragter ist. 

Der Tag der Wahrheit kommt. 
Für die beiden ist die Zeit auf ihrem 
Acker gezählt. Nun trennen sich ihre 
Wege: Rüebli X wird in Klasse I ein-
geteilt und darf nach einer Reini-
gung mit anderen «erstklassigen» 
Rüebli eine wunderschöne Tüte mit 
aufgedrucktem Biomotiv beziehen. 
Später wird es von einem Menschen 
verspeist, der auf Bioqualität setzt. 
Die Zukunft von Rüebli Y hingegen 
sieht eher nach düsterem Verwesen 
in einer Biogasanlage mit Kuhmist 
und anderen nicht gerade appetit-
lichen Dingen aus.

Würden wir alle landwirtschaft-
lichen Erzeugnisse wie Rüebli X 
behandeln, auch wenn ihre Form 
nicht der Norm entspricht, so müss-
te man viel weniger importieren und 
könnte erst noch einen schönen 
Beitrag an eine gesunde Umwelt und 
Zukunft leisten.

kanton@luzernerzeitung.ch

HINWEIS
In der Kolumne U 20 äussern sich die Autoren 
zu von ihnen frei gewählten Themen. Ihre 
Meinung muss nicht mit derjenigen der 
Redaktion übereinstimmen.

Anna Frei, 
Kantonsschülerin 
aus Oberkirch, 
16 

U 20

Pro Integral: 
Zentrum vor Aus? 
SPENDENGELDER red. Im berni-
schen Roggwil plant der in Sursee 
domizilierte Verein Pro Integral, ein 
Zentrum für Hirnverletzte zu bauen. 
Nun steht das Zentrum laut einem 
Bericht des Onlineportals «Zentral-
Plus» vor dem Aus, Spendengelder in 
Millionenhöhe seien verloren und der 
Schuldenberg enorm. Das Bezirks-
gericht Willisau habe den Konkurs 
über den Verein Gönnervereinigung 
Pro Integral eröffnet. Von den ge-
schätzten 3 bis 4 Millionen Franken 
an Spenden sei nichts mehr übrig. 
Es seien nie AHV-Beiträge für die 
Mitarbeiter bezahlt worden, weswe-
gen die Ausgleichskasse Luzern den 
Konkurs von Pro Integral beantragt 
habe, heisst es im Artikel weiter: 
315 000 Franken schulde die Organi-
sation der AHV.

Franz Müller, Präsident der Gön-
nervereinigung, bestreitet den Kon-
kurs, das Zentrum werde bald gebaut. 
Es seien zwar Fehler gemacht wor-
den, aber man erwarte eine Spende, 
wodurch die Schulden bezahlt wer-
den können.




